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MOTION
DATUM: 04.06.2015
FLAVIA CARONI

Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Sozialversicherungen
Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

In der Sommersession 2015 gelangte die Motion Niederberger (cvp, NW) zur
Abschaffung unnoétiger Administrativarbeiten fiir die AHV zur Beratung in den
Nationalrat. Die Mehrheit der Kommission fir Wirtschaft und Abgaben WAK-NR
beantragte Annahme der Motion, eine Minderheit Jans (sp, BS) beantragte Ablehnung.
Der Mehrheitssprecher betonte die Wichtigkeit und Dringlichkeit einer administrativen
Entlastung der Wirtschaft insbesondere angesichts der anhaltenden Frankenstérke. Die
Argumentation des Bundesrates bezlglich Schwarzarbeitsbekdmpfung sei zudem nicht
Uberzeugend: Die Verantwortung daflr liege nicht bei der AHV, sondern bei den
Migrationsamtern. Mitglieder der sozialdemokratischen Fraktion machten auf den
Umstand aufmerksam, dass die Motion unmittelbar auf eine - weitreichende -
Verordnungsénderung abziele. Vor diesem Hintergrund kritisierten sie, dass bei den
betroffenen Akteuren, namentlich den Kantonen, den Migrationsdmtern und den
Sozialpartnern, keine Vernehmlassung durchgefiihrt worden war. Deshalb seien die
Auswirkungen der Motion unklar. Wahrend der Minderheitssprecher beim Antrag auf
direkte Ablehnung blieb und argumentierte, Schwarzarbeit sei in der Schweiz ein
grosses Problem, das infolge der Motion weiter zunehmen kénnte, reichte sein
Parteikollege Pardini (sp, BE) einen Ordnungsantrag ein, um den Vorstoss an die
Kommission zurtckzuweisen. Dies wirde dem Bundesrat die Moglichkeit geben,
Konsultationen durchzufihren und so die Informationsbasis zu verbreitern. Bundesrat
Berset drickte seine Unterstitzung fir den Ordnungsantrag aus. Er warnte davor, ohne
weitere Abklarungen eine Entscheidung zu treffen, welche angesichts der Tatsache,
dass der Standerat die Motion bereits angenommen hatte, definitiv wére. Gleichzeitig
versicherte der Innenminister, der Bundesrat sei immer um administrative
Vereinfachungen bemiht, wo diese moglich seien. In der Tat stellte sich im Laufe der
Beratung heraus, dass der Kommission bei ihrer Vorberatung relevante Bedenken
entgangen waren: So hatten sich der Unternehmerverband und die UNIA des Kantons
Waadt gegen die Motion ausgesprochen, mit dem Hinweis, diese schade ehrlichen
Unternehmen. Unehrliche Firmen, so dusserten sich auch Mitglieder der Ratsrechten,
kénnten ohne die Pflicht zur unterjéhrigen Meldung neuer Arbeitnehmender im Februar
neues Personal einstellen, um dieses anschliessend im Dezember wieder zu entlassen,
und so auf betrigerische Weise die AHV-Pflicht umgehen. Baustellenkontrollen, ein
wichtiges Instrument zur Bekémpfung von Schwarzarbeit, wirden zudem deutlich
erschwert.

Angesichts der in der Debatte gedusserten Argumente stimmten alle Fraktionen dem
Ordnungsantrag Pardini zu, dieser wurde mit 1756 zu 5 Stimmen bei einer Enthaltung
angenommen. Die Motion wurde damit vom Tagesprogramm gestrichen. '

1) AB NR, 2015, S. 888 ff.
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